
die Frage der Materialverbrauchsnormen und der per­
sönlichen Konten für den Rias einen Vortrag auszu­
arbeiten.

5. Der Angeklagte S c h a 11 o n ist der Sohn eines 
Molkereifachmannes, besuchte die, Volksschule und er­
lernte das Molkereifach. Er war dann als Molkerei­
gehilfe und von 1929 ab als technischer Leiter von Mol­
kereigenossenschaften, von 1934 bis 1945 in Putbus/ 
Rügen, tätig.

Der Angeklagte gehörte dem Stahlhelm, von 1933 bis 
1934 der SA und von 1938 bis 1945 der NSDAP an. We­
gen dieser Zugehörigkeit wurde er im Oktober 1945 
seiner Stellung als Betriebsleiter in Putbus enthoben. 
Im Jahre 1946 wurde er aber wieder erst kommissari­
scher, später offizieller Betriebsleiter der Genossen­
schaftsmolkerei Stralsund.

Er nahm ein Schreiben zum Anlaß, sich bei dem 
„Untersuchungsausschuß“ über einen etwa daraus sich 
ergebenden Anlaß zur Kündigung seines Arbeitsver­
hältnisses Auskunft zu holen. Dieser Vorwand führte 
dazu, daß auch er bei seinem ersten Besuch im August 
1951 als Agent mit Decknamen und Deckadresse ange­
worben wurde, und zwar seinem Berufsgebiet Landwirt­
schaft entsprechend durch den sogenannten Leiter des 
Arbeitsgebiets Landwirtschaft, Westphal. Er hat ins­
gesamt mindestens vier Besuche bei dem „Unter­
suchungsausschuß“ durchgeführt und dabei über die 
Erledigung der ihm gegebenen Spionageaufträge be­
richtet. Sie hatten bei ihm neben dem allgemeinen 
Inhalt des „Merkblattes“ insbesondere Fragen auf dem 
Gebiet der Landwirtschaft — über die er sich zum 
Teil telefonisch zusätzliche Unterlagen bei der Kreis­
verwaltung beschaffte —, aber auch Fragen nach be­
sonderen Verhältnissen bei der Volkspolizei zum 
Gegenstand.

Er hat sich intensiv bemüht, die ihm gegebenen Auf­
träge, an deren Erfüllung er auch noch durch eine Karte 
erinnert wurde, zu erfüllen.

6. Der Angeklagte F i e d l e r  ist der Sohn eines Post­
angestellten. Er besuchte die Volksschule und bis zum 
Jahre 1914 das Gymnasium in Liberec (CSR). Er trat 
dann in den Franziskaner-Orden ein und studierte 
Philosophie und Theologie. Im Jahre 1923 trat er aus 
dem Orden aus, absolvierte eine Handelsschule in 
Liberec und war dann als kaufmännischer Angestellter 
tätig. Im Jahre 1945 wurde er zum Volkssturm ein­
gezogen und geriet beim Zusammenbruch vorübergehend 
in sowjetische Gefangenschaft. Er wurde in das Ge­
biet der Deutschen Demokratischen Republik umge­
siedelt und kam nach Bodungen, wo er teils als Ar­
beiter, teils in seinem kaufmännischen Beruf beschäftigt 
war. Seit August 1950 war er beim Deutschen Innen- 
und Außenhandel-Metall (DIA), Anstalt des öffentlichen 
Rechts, tätig. In seiner Dienststelle hatte er seit März 
1951 die Funktion eines BGL-Vorsitzenden inne.

Er ist auf eine besondere Weise angeworben worden. 
Ein ehemaliger Arbeitskollege, der bereits nach West­
berlin gegangen war und dort seine Anerkennung als 
„Politischer Flüchtling“ betrieb, wpllte von ihm ein 
„Leumundszeugnis“ über seine gegnerische Haltung zur 
Deutschen Demokratischen Republik erhalten. Der An­
geklagte, ein weicher und schwankender Mensch, ließ 
sich auf diese „Gefälligkeit“ ein und wurde bei einem 
zweiten Zusammentreffen mit diesem ehemaligen Kol­
legen im April 1952 von Hansen als Agent angeworben 
und erhielt sofort einen Decknamen. Er hatte im 
ganzen vier Treffs. Er verriet alle ihm bekannt ge­
wordenen wichtigen Vorgänge aus seiner Dienststelle.

Die unbeschränkte Bereitschaft des Angeklagten, seine 
Aufträge zu erfüllen, kommt besonders darin zum Aus­
druck, daß er eine fehlgeschlagene Zusammenkunft in 
einem Lokal nicht zum Anlaß nahm, die Beziehungen 
abzubrechen, sondern in das Haus der „Freiheitlichen 
Juristen“ ging, um dort einen die Planerfüllung ent­
haltenden Quartalsbericht der DIA-Metall zur soforti­
gen Anfertigung einer Fotokopie zu überlassen.

Von besonderer Bedeutung sind wieder die Mittei­
lungen über Lieferungen Westberliner und westdeut­
scher Firmen, sowie die Angabe eines Namens eines 
Angestellten, der dienstlich nach Westdeutschland fuhr.

7. Der Angeklagte P a p e  ist kleinbürgerlichen Her­
kommens. Er besuchte die Volksschule und erlernte 
den Beruf eines Fein- und Elektromechanikers. Im

Jahre 1919 gehörte er einer unter der Leitung Noskes 
stehenden militärischen Formation an. Dann arbeitete 
er bis 1923 in seinem Beruf und von 1923 bis 1935 im 
elterlichen Wäschereibetrieb. Nachdem er sich dann 
einige Zeit als selbständiger Konstrukteur in Görlitz 
betätigte, arbeitete er in den folgenden Jahren bis 1945 
als Mechaniker in seinem Beruf. In den Jahren 1939 
bis 1945 gehörte er einige Monate der Wehrmacht an. 
Von 1945 bis 1949 war er Verwalter eines städtischen 
Häuserblocks in Görlitz, dann vorübergehend Betriebs­
techniker bei einer Görlitzer Firma. Vom Januar bis 
Mai 1952 war er im volkseigenen Betrieb EKM- 
Maschinenbau in Görlitz als Konstrukteur und Zeich­
ner beschäftigt. Seit seiner wegen mangelnder Eignung 
erfolgten Entlassung ist er ohne Beschäftigung ge­
wesen.

Dieser Angeklagte gehört wieder zu denen, die wegen 
persönlichen Rechtsrates — und zwar wegen eines Ehe­
scheidungsprozesses — den „Untersuchungsausschuß“ 
aufsuchten. Sein erster Besuch fand im März 1951 statt. 
Bis zu seiner Verhaftung führte er insgesamt fünf Be­
suche dort durch. Schon vom ersten Mal an gab er be­
reitwilligst auf alle ihm gestellten Fragen nach den 
wirtschaftlichen und politischen Verhältnissen in Görlitz 
Auskunft.

Der Angeklagte ist nicht nur, wie er sich in der 
Hauptverhandlung zeigen wollte, ein harmloser 
Kleinbürger, der in argloser Geschwätzigkeit alle seine 
Kenntnisse und Beobachtungen weitergab. Er wurde 
vom „Untersuchungsausschuß“ als wertvoller Verbin­
dungsmann eingeschätzt. So erhielt er im Februar 1952 
durch einen Boten einen Auftrag, der ihn zum Ver­
bindungsmann in einer in Görlitz schwebenden Wirt­
schaftsstrafsache, in der ein Angeklagter nach West­
berlin geflüchtet war, machte. Dieser Einschätzung 
entsprach auch, daß er im April 1952 eine Deckadresse 
erhielt und damit seine Stellung als organisierter Agent 
ausdrücklich anerkannt wurde. Unter der Fülle von 
Nachrichten, die er aus allen Gebieten geliefert hat, 
sind die Nachrichten hervorzuheben, die sich auf be­
sonders für Görlitz als Grenzstadt mit Volkspolen 
charakteristische Vorkommnisse, Bauten usw. beziehen. 
Auch der volkseigene Betrieb EKM-Maschinenbau, In­
vestitionsvorhaben und vermeintliche Produktions­
schwierigkeiten waren Gegenstand seiner Spionage.

In diese Spionageagentur des amerikanischen Im­
perialismus haben sich alle Angeklagten bewußt als 
„Mitarbeiter“, als Agenten eingefügt.

Sie haben nicht nur im Sinne des Gesetzes vorsätz­
lich Spionage getrieben, sie haben auch alle ausdrück­
lich gestanden, daß sie von Anfang an erkannt haben 
— aus der Art der Auftragserteilung, den Anweisungen, 
die sie bekamen, den konspirativen Methoden in dem 
Haus in der Limastraße —, daß es sich um eine orga­
nisierte Spionagestelle handelte, für die sie tätig waren. 
Sie erfuhren zum Teil selbst aus der Behandlung ihrer 
eigenen Angelegenheiten, daß dieser „Untersuchungs­
ausschuß freiheitlicher Juristen“ nichts mit Recht und 
Rechtsberatung zu tun hat, sondern, wie auch von ein­
zelnen Angeklagten ausgeführt wurde, eine Zentrale 
der Hetze, der Kriegspropaganda und der Spionage ist. 
Sie erkannten weiter alle, auch der Angeklagte Pape, 
daß ihre Angaben in dem „großen Spionagedienst“ zu­
sammengetragen wurden und nicht beim „Unter­
suchungsausschuß“ verblieben, sondern von diesem 
weitergeleitet wurden.

Die Angeklagten waren als Mitarbeiter und Agenten 
des „Untersuchungsausschusses freiheitlicher Juristen“ 
in dessen unmittelbarem Auftrag tätig. Dieser „Unter­
suchungsausschuß“ ist gekennzeichnet als eine Organi­
sation, deren Ziele gegen die Grundlagen der Deutschen 
Demokratischen Republik gerichtet sind und die die 
Durchführung von Verbrechen gegen die Deutsche 
Demokratische Republik zur Aufgabe hat. Die Auf­
nahme der Verbindung zu dieser Organisation ver­
wirklicht daher für jeden einzelnen Angeklagten bereits 
den Tatbestand eines Verbrechens gegen Art. 6 der Ver­
fassung der Deutschen Demokratischen Republik. Damit 
war jedoch das verbrecherische Handeln der Ange­
klagten nicht abgeschlossen, sondern die von ihnen 
nunmehr begangene Reihe weiterer Spionagehandlun­
gen stellt in Verbindung mit ihrer Organisierung bei dem 
„Untersuchungsausschuß“ ein Verbrechen gegen Art. 6
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